
verteilt und für welche Maßnahmen sind sie ge-
dacht?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit, Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert, bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten, namens der Landesre-
gierung beantworte ich die Frage der Fraktion DIE
LINKE, namentlich Frau Abgeordneter Jung, zum
Seniorenmitwirkungsgesetz wie folgt:

Zu Frage 1: Nach Auskunft der Landesseniorenver-
tretung Thüringen e.V. wurden in nahezu allen
Landkreisen und kreisfreien Städten Seniorenbeirä-
te gebildet. Ausnahmen bilden die Landkreise
Eichsfeld, Nordhausen und Sömmerda. Eine Senio-
renbeauftragte oder einen Seniorenbeauftragten
haben gewählt oder bestellt: der Landkreis Alten-
burger Land, die Stadt Eisenach, die Stadt Erfurt,
die Stadt Gera, der Landkreis Gotha, der Ilm-Kreis,
der Landkreis Nordhausen, der Saale-Holzland-
Kreis, die Stadt Suhl, der Unstrut-Hainich-Kreis, die
Stadt Weimar und der Landkreis Weimarer Land.

Zu Frage 2: Zur Anzahl der für die Bildung des Lan-
desseniorenrates notwendigen Seniorenbeauftrag-
ten hat der Gesetzgeber keine Vorgaben gemacht.
Allerdings gehören die Seniorenbeauftragten der
Landkreise und kreisfreien Städte zu den Mitglie-
dern des Landesseniorenrates, die über ein Stimm-
recht im Gremium verfügen. Um dieses Stimmrecht
ausüben zu können, wird jeder Landkreis und jede
kreisfreie Stadt ein eigenes Interesse daran haben,
einen Seniorenbeauftragten in den Landessenio-
renrat zu entsenden. Bisher haben sechs Landkrei-
se und kreisfreie Städte einen ehrenamtlichen Se-
niorenbeauftragten gewählt sowie drei Landkreise
deren Wahl angekündigt. Das ist der Unterschied
zwischen Wahl und Bestellung zu den anderen
Landkreisen, die ich vorhin genannt habe. Die kon-
stituierende Sitzung des Landesseniorenrates wird
voraussichtlich am 6. September, von 9.00 bis
12.00 Uhr, im TMSFG stattfinden.

Zu Frage 3: Die Richtlinie soll im IV. Quartal vorge-
legt werden. Geplante Eckpunkte der Richtlinie sind
die Förderung der Tätigkeit und der Projekte von
Seniorenbeauftragten sowie der Seniorenbeiräte.
Zuwendungsempfänger sind die Landkreise und
kreisfreien Städte, in denen ein Seniorenbeauftrag-
ter tätig ist sowie ein Seniorenbeirat gemäß Sat-
zung die Interessen der Senioren vertritt. Förderfä-
hig ist das ehrenamtliche Engagement als Senio-
renbeauftragter sowie als Mitglied in einem Senio-
renbeirat. Zuwendungsfähige Ausgaben sind insbe-
sondere Schulungen, Fortbildungen für ehrenamt-

lich Engagierte sowie Projekte und Veranstaltun-
gen, welche der Interessenvertretung von Senioren
dienen. Die Zuwendung durch das Land erfolgt
nach Maßgabe des Landeshaushaltes und wird in
Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses als
Projektführung im Wege der pauschalierten Festbe-
tragsfinanzierung gewährt. Der Landesförderanteil
beträgt in der Regel bis zu 6.000 € pro Landkreis
und kreisfreier Stadt pro Jahr.

Zu Frage 4: Die genauen Fördermodalitäten wer-
den dann in der Richtlinie geregelt. Die Schwer-
punkte hatte ich in Frage 3 beantwortet.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Danke, Herr Staatssekretär. Meine Frage ist: Ste-
hen die 134.000 € für die Seniorenarbeit in diesem
Jahr noch zur Verfügung und können die Städte
und Landkreise nach Verabschiedung der Richtlinie
dies auch in voller Höhe für dieses Haushaltsjahr
noch beantragen?

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Ja, schwierige Frage. Sie stehen zur Verfügung
und das wird jetzt in der Förderrichtlinie festzulegen
sein für dieses Jahr, weil das ja dann kein ganzes
Jahr ist. Das kann ich jetzt nicht beantworten, da
müssen wir die Richtlinie abwarten, bis die in Kraft
tritt. Aber die Mittel stehen in diesem Jahr zur Ver-
fügung.

Vizepräsident Gentzel:

Mit viel Augenzudrücken die zweite Frage.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Können Sie die Frage dann
noch beantworten, wenn Sie sich darüber beraten
haben? Die Landkreise und kreisfreien Städte war-
ten natürlich auf eine Antwort, ob sie sich darauf
vorbereiten können, noch Anträge zu stellen.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Richtig, das sollten wir tun. Aber das war jetzt we-
gen der Spontanität nicht gleich möglich.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär.

Wir machen weiter mit der Mündlichen Anfrage der
Abgeordneten Rothe-Beinlich von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/
6284.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Schutz syrischer Flüchtlinge in Thüringen

Am 30. Mai 2013 hat das Bundesinnenministerium
eine mit den Bundesländern abgestimmte Anord-
nung zur vorübergehenden Aufnahme von Schutz-
bedürftigen aus Syrien und den Anrainerstaaten
Syriens erlassen, der zufolge Deutschland 5.000
besonders schutzbedürftige syrische Flüchtlinge
aufnimmt. Am 28. Juni 2013 hat zudem der Bun-
destag einstimmig beschlossen, dass das Aufnah-
mevorhaben zügig umgesetzt werden soll und die
Bundesländer von der Bundesregierung dabei un-
terstützt werden sollen, dass ausländische Studie-
rende aus Syrien ihr Studium in Deutschland been-
den können, der Abschiebestopp nach Syrien ver-
längert und die Ermessensspielräume für die Ge-
währung von Aufenthaltstiteln großzügig ausge-
schöpft werden. Darüber hinaus können Bundes-
länder Familienangehörigen von in Deutschland le-
benden Syrerinnen und Syrern unbürokratisch die
Einreise ermöglichen. Der Bundesinnenminister er-
teilt hierzu sein Einvernehmen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie ist der derzeitige Stand bei der Aufnahme
syrischer Flüchtlinge in Thüringen und wie schätzt
die Landesregierung die zukünftige Entwicklung da-
zu ein?

2. Wie bewertet die Landesregierung die Situation
syrischer Studierender im Freistaat und wie unter-
stützt sie diese?

3. Inwiefern ist vonseiten des Landes bisher ein
entsprechender Erlass über die Aufnahme syri-
scher Flüchtlinge an die Ausländerbehörden des
Freistaats ergangen?

4. Plant die Landesregierung darüber hinaus gege-
benenfalls eine eigene Aufnahmeanordnung für Fa-
milienangehörige von Syrerinnen und Syrern in Er-
gänzung zur Aufnahmeanordnung des Bundes und
wie begründet sie ihre Auffassung dazu?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Innenminis-
terium. Herr Staatssekretär Rieder, bitte.

Rieder, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, die Mündliche
Anfrage der Abgeordneten Rothe-Beinlich beant-
worte ich für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Auf der Grundlage der Anordnung des
Bundesministeriums des Innern vom 30. Mai 2013
wird Thüringen voraussichtlich 139 syrische Flücht-
linge aufnehmen. Bislang sind noch keine Flüchtlin-
ge eingereist. Nach Mitteilung des Bundesamtes für

Migration und Flüchtlinge vom 10. Juli, also von
gestern, wird am 15. Juli 2013 eine syrische Familie
- Eltern mit zwei minderjährigen Kindern - nach
Thüringen einreisen.

Zu Frage 2: Syrischen Studierenden, die sich seit
spätestens 1. Februar 2013 mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 16 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz zum
Zweck des Studiums sowie der Teilnahme an studi-
envorbereitenden Sprachkursen oder Maßnahmen
in Thüringen aufhalten, wird auf Antrag eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz
erteilt. Von der Anordnung werden Studierende er-
fasst, bei denen die Voraussetzungen zur Verlän-
gerung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16, also
zum Zweck des Studiums, mit Ausnahme der Si-
cherung des Lebensunterhaltes vorliegen. Nach Er-
teilung einer Aufenthaltserlaubnis besteht in Abhän-
gigkeit vom Einzelfall Anspruch auf Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch II oder nach dem
BAföG.

Noch etwas zur tatsächlichen Situation: Zum Win-
tersemester 2012/13 waren an den Hochschulen in
Thüringen 27 Studierende mit syrischer Staatsan-
gehörigkeit eingeschrieben. Syrische Studierende
erhalten wie alle anderen ausländischen Studieren-
den auch Hilfe und Unterstützung innerhalb der
Hochschulen, sei es durch Tutoren, den Studieren-
denrat oder Ausbildungsförderung über das Stu-
dentenwerk Thüringen.

Zu Frage 3: Die Anordnung des Bundesministeri-
ums des Innern vom 30. Mai 2013 zur vorüberge-
henden Aufnahme von insgesamt 5.000 Schutzbe-
dürftigen aus Syrien und Anrainerstaaten Syriens
sowie die ergänzenden Hinweise des BMI wurden
den Ausländerbehörden bekannt gegeben. Darin
sind detaillierte Regelungen zur aufenthaltsrechtli-
chen Verfahrensweise, insbesondere zur Einreise,
zur Befristung und Verlängerung der Aufenthaltser-
laubnis und Passpflicht, zum Familiennachzug oder
zur Kostenübertragung enthalten, so dass die we-
sentlichen Fragen geklärt sind. Was noch festgelegt
werden muss, ist die Frage, für welche Dauer die
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Wir sind gerade
dabei, uns mit den anderen Ländern abzustimmen,
dass wir zumindest hier zu einem gewissen Gleich-
klang kommen.

Zu Frage 4: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird
über den Erlass einer Anordnung nach § 23 Abs. 1
Aufenthaltsgesetz zur Aufnahme von syrischen
Flüchtlingen durch ihre in Deutschland lebenden
Verwandten innerhalb von Bund und Ländern bera-
ten. Dieser Prozess befindet sich aber noch in einer
frühen Phase der Entscheidungsfindung, so dass
da noch keine weitergehenden Aussagen getroffen
werden können.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Genau genommen habe ich zwei Nachfragen. Zum
einen: Es gibt ja einen Abschiebestopp auch vom
Thüringer Innenministerium für Syrer. Bis wann gilt
dieser, also auf wie lang ist dieser ausgelegt und
wird dieser gegebenenfalls verlängert?

Zum Zweiten: Ich habe gehört, dass für die Betrof-
fenen jeweils eine Aufenthaltserlaubnis von zwei
Jahren erteilt werden soll, jedenfalls in anderen
Bundesländern. Sie hatten ja eben gesagt, Sie sind
darüber noch in der Diskussion. Können Sie etwas
darüber sagen, wie die Haltung der Landesregie-
rung bezüglich der Dauer für die Aufenthaltserlaub-
nis aussieht?

Rieder, Staatssekretär:

Ja, zwei Jahre ist richtig und wir werden das wahr-
scheinlich auch so machen. Das heißt, es wird bei
uns mit hoher Wahrscheinlichkeit auch auf zwei
Jahre hinauslaufen, aber die Abstimmung ist noch
nicht abgeschlossen. Das werden wir allerdings
schon in den nächsten Tagen festlegen, weil ja die
erste Familie schon auf dem Weg nach Thüringen
ist.

Zur Abschiebung: Die Situation in Syrien ist zurzeit
so, dass Abschiebungen bis auf Weiteres über-
haupt nicht in Betracht kommen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Bis wann gilt der Abschie-
bestopp? Unbegrenzt?)

Zurzeit unbegrenzt.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Wir machen weiter mit
der Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Leuke-
feld von der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache
5/6296.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Fördermittelkürzung bei Thüringer Kliniken

Die Geschäftsführungen des SRH Zentralklinikums
Suhl GmbH, des Elisabeth Klinikums Schmalkalden
GmbH und des Sophien- und Hufeland-Klinikums
Weimar haben mitgeteilt, dass der Freistaat Thürin-
gen mit der Haushaltsplanung 2013/2014 die pau-
schale Förderung der Thüringer Krankenhäuser er-
heblich gekürzt hat.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist es zutreffend, dass die pauschale Förderung
des Freistaats Thüringen für die Ersatzbeschaffung,
insbesondere von Medizintechnik, für die o.g. Klini-

ken in den Jahren 2013/2014 um fast 50 Prozent
gekürzt wird, und wie wird dies begründet?

2. Wie viel Prozent des tatsächlichen Finanzbedarfs
zum notwendigen regulären Ersatz/zur Wiederbe-
schaffung von Medizintechnik in den Thüringer
Krankenhäusern wurden in den Jahren 2011 und
2012 durch die pauschalen Landesfördermittel ge-
deckt?

3. Wie sollen die o.g. Kliniken die Finanzmittel zum
notwendigen Ersatz verschlissener Medizintechnik
zur Aufrechterhaltung einer zeitgemäßen Patienten-
versorgung angesichts der Kürzung der pauschalen
Förderung aufbringen?

4. Welche ressortinternen Haushaltsmittelum-
schichtungen sind möglich, um die Kürzung der
pauschalen Fördermittel für Ersatzbeschaffungen in
den o.g. Kliniken noch abwenden zu können?

Herzlichen Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit. Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert, bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, gestatten Sie mir, vorab eine
Anmerkung zur Pauschalförderung grundsätzlicher
Art abzugeben. In der Pauschalförderung für die
Thüringer Krankenhäuser hat es schon immer
Schwankungen gegeben. Die Förderung liegt zwi-
schen der niedrigsten Förderung in den letzten
zehn Jahren im Jahr 2005 bei 10,5 Mio. €, in der
höchsten Förderung im Jahr 2012 bei 29,3 Mio. €.
Die für 2013 und 2014 vorgesehenen Mittel liegen
genau in diesem Bereich, den ich gerade aufge-
zeigt habe.

Namens der Landesregierung beantworte ich nun
die Einzelfragen der Mündlichen Anfrage der Abge-
ordneten Leukefeld wie folgt:

Die in den Jahren 2013 und 2014 niedrigere Pau-
schalförderung gegenüber 2012 betrifft alle Thürin-
ger Krankenhäuser. Diese niedrigere Förderung re-
sultiert aus den Beschlüssen des Landtags im Lan-
deshaushalt 2013/2014 und der politischen Vorga-
be, bis zum Jahr 2020 den Haushalt des Freistaats
Thüringen zu konsolidieren.

Zu Frage 2: Durch die im Haushaltsjahr 2011 aus-
gereichten Pauschalfördermittel konnte der Bedarf
zu etwa 40 Prozent, durch die im Haushaltsjahr
2012 ausgereichten Pauschalfördermittel zu etwa
47 Prozent gedeckt werden.

Zu Frage 3: Auch die Thüringer Krankenhäuser
müssen einen Beitrag zur Konsolidierung des Lan-
deshaushalts leisten. Die Krankenhausförderung
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